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Bericht 

über die Tagung der Versammlung 
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vom 17. bis 19. Juni 1969 in Paris 


In der ersten Sitzung der 15. ordentlichen Sit- 
zungsperiode der Versammlung der WEU, die vom 
17. bis 19. Juni 1969 in Paris stattfand, wurde zum 
neuen Präsidenten der Versammlung der belgische 
Sozialist Georges Housiaux und zum deutschen 
Vizepräsidenten Abg. Kahn- Ackermann (SPD) ge- 
wählt. 

Der amtierende Präsident des Ministerrats, der 
holländische Außenminister Luns, legte den Jahres- 
bericht des Rates vor, in dem er sowohl auf die 
erfreulichen Beziehungen zwischen dem Rat und der 
Versammlung wie auf die durch das Ausscheiden 
Frankreichs bedingten Schwierigkeiten für die Tätig- 
keit des Rates hinwies. In einer ausgedehnten De- 
batte mit den Mitgliedern der Versammlung ant- 
wortete der Minister auf die ihm gestellten Fragen. 
Er versicherte Abg. Flämig (SPD), daß das Abkom- 
men über Urananreicherung in absehbarer Zeit 
unterzeichnet werden könne und daß die Planung 
einer neuen europäischen Organisation für Forschung 
und Entwicklung ERDO Fortschritte mache. Auf eine 
Frage von Abg. Dr. Schulz (Berlin) (SPD) antwortete 
der Minister, er halte die Anregung von Außen- 
minister Brandt für eine Gipfelkonferenz für wich- 
tig, vorausgesetzt, daß dabei die Kompetenzen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft berücksichtigt 
werden; im übrigen sehe er gerade jetzt gewisse 
Anzeichen für eine günstigere Entwicklung der 
europäischen Einigung. Auf Fragen von Abg. Blu- 
menfeld (CDU/CSU) sagte Minister Luns, das Pro- 
blem der Erweiterung der Gemeinschaften könne 
nur von diesen selbst gelöst werden; die WEU 
müsse sich vor allem mit der Harmonisierung der 
Außen- und Wissenschaftspolitik beschäftigen. Hin- 
sichtlich der Lage im Nahen Osten wage er keine 
sehr positiven Äußerungen zu machen, wenn auch 
die Besprechungen der großen Vier im Sicherheits- 
rat der Vereinten Nationen Anlaß zu bescheidenem 


Optimismus geben könnten. Was die beim Buda- 
pester Treffen vorgeschlagene Sicherheitskonferenz 
betreffe, so gebe er ihr nur dann eine Chance, wenn 
sie ganz sorgfältig vorbereitet werde. 

Außer Minister Luns sprach auch der britische 
Staatsminister Lord Chalfont, der die Versammlung 
erneut des unerschütterlichen Willens der britischen 
Regierung und des britischen Volkes, vor allem der 
jungen Generation, zu einem einigen Europa ver- 
sicherte. Im Anschluß an die Debatte mit den beiden 
Ministern nahm die Versammlung im Dringlichkeits- 
verfahren eine Entschließung an, in der sie anläßlich 
des Jahrestages des Berliner Aufstandes vom 
17. Juni 1953 alle europäischen Volker, die in Frei- 
heit und Legalität zu leben wünschen, ihrer Solidari- 
tät versichert. 

Als Berichterstatter des Ausschusses für Wissen- 
schaft, Technik und Raumforschung legte Abg. Flä- 
mig (SPD) einen Bericht über die Aussichten der 
wissenschaftlich-technischen Zusammenarbeit in 
Europa und die Entwicklung europäischer Welt- 
rauminitiativen vor, in dem er feststellte, daß sich 
die Chancen für die technologische Zusammenarbeit 
zwar verbessert hätten, daß aber noch weitere An- 
strengungen notwendig seien, wenn gemeinsame 
Projekte auf der Basis der Gleichberechtigung mit 
den Amerikanern durchgeführt werden sollen. Die 
Hauptziele des Berichts von Abg. Flämig sind in der 
als Anlage beigefügten Empfehlung 181 enthalten. 

Der Bericht des Politischen Ausschusses über die 
Beziehungen zwischen Ost und West führte zu einer 
lebhaften Debatte. Seine Bemerkungen zu diesem 
Thema begann Abg. Dr. Kliesing (CDU/CSU) mit 
der Feststellung, daß einerseits Amerika jetzt ein 
konkreteres Interesse an der Einigung Europas zei- 
gen werde und daß man andererseits sich nicht zu- 
viel von den inneren Schwierigkeiten im östlichen 
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Lager versprechen solle; eine europäische Sicher- 
heitskonferenz sei wichtig und müsse gut vorbe- 
reitet werden. Die sowjetische Forderung nach der 
Gleichberechtigung aller daran teilnehmenden euro- 
päischen Staaten lasse vermuten, daß auf diese 
Weise die völkerrechtliche Anerkennung der DDR 
erreicht werden solle. Wenn Europa in der Nord- \ 
atlantischen Allianz eine gewichtige Rolle spielen 
wolle, so müsse es einen einheitlichen politischen j 
Willen und eine gemeinsame Rüstungskonzeption 
entwickeln; eine europäische Atomstreitmacht sei ! 
nach den Bestimmungen des Atomsperrvertrages so 
lange nicht zu realisieren, wie es die Vereinigten 
Staaten von Europa noch nicht gebe. 

Abg. Kahn-Ackermann (SPD) ging in seinem Bei- 
trag vor allem auf das Problem der Entspannung 
ein; sie setze vor allem einen hohen Grad von Ver- 
teidigungsbereitschaft im atlantischen Bündnis vor- 
aus, das andererseits seine politischen Friedensziele 
deutlicher machen müsse. Politische und gesell- 
schaftspolitische Veränderungen zeichneten sich im 
Osten und im Westen ab, von denen man nicht 
wisse, wie sie sich auf die kommende Weltpolitik 
auswirken würden. Erschwert werde die Entspan- 
nungspolitik außerdem durch die verschiedene Inter- 
pretation des Selbstbestimmungsrechts im Osten und 
Westen. Das von der Bundesregierung vorgeschla- 
gene System der Gewaltverzichtserklärungen scheine 
ihm ein erster nützlicher Schritt zu sein; sie habe 
außerdem einer europäischen Friedensordnung den 
Vorrang vor ihrem Wiedervereinigungsanspruch 
gegeben und außerdem ihre Bereitschaft zu Gesprä- 
chen über alle Themen mit der DDR erklärt. Die 
zahlreichen westlichen Besucher in Ostberlin sollten 
ihre Gesprächspartner auf diese Tatsache hinweisen. 

Zum Abschluß der Debatte wandte sich Abg. 
Blumenfeld (CDU/CSU) als Vorsitzender des Politi- 
schen Ausschusses gegen den Wunsch einiger Red- 
ner, aus der Empfehlung einige Formulierungen zu 
entfernen, die das sowjetische Vorgehen und die 
gegenwärtige Lage in der Tschechoslowakei verur- 
teilen. Er halte es für richtig, die Sowjets über die 
westlichen Prinzipien und Auffassungen nicht im un- 
klaren zu lassen; wenn man weiter mit ihnen reden 
wolle — und man solle das tun — - müßten die 
Standpunkte deutlich dargelegt werden. Der wirt- 
schaftliche Austausch zwischen Ost und Westeuropa 
sei ohne Zweifel sehr wichtig, vor allem, wenn sich 
Westeuropa zu einer abgestimmten Handelspolitik 
entschließen könne. Die Ergebnisse der Debatte sind 
in der im Anhang beigefügten Entschließung 184 
enthalten. 

In seinem Schlußwort zur Debatte über den von 
der Kommission für die Verbindung mit den Parla- 
menten vorgelegten Tätigkeitsbericht erklärte Abg. 
Dr. Schulz (Berlin) (SPD) als dessen Vorsitzender, die 
Arbeit der Versammlung werde erst fruchtbar, wenn 
die Meinungen, die in ihr ausgetauscht und die Texte, 
die von ihr verabschiedet werden, von deren Mit- 
gliedern zu Hause in ihren Parlamenten den Kolle- 
gen mitgeteilt und den Regierungen zur Stellung- 
nahme vorgelegt würden. In den einzelnen Parla- 
menten seien bereits je nach ihren geschäftsord- 
nungsmäßigen Voraussetzungen verschiedene Me- 


' thoden versucht worden, um die Tätigkeit der WEU 
j bekanntzumachen; er halte es für besonders nützlich, 
wenn in jedem Parlament Ausschüsse oder Studien- 
gruppen für die europäische Arbeit gebildet würden, 
die dann als eine Art „pressure group" ihren Kol- 
legen und der Regierung gegenüber die europäische 
Sache vorwärtszubringen versuchen sollten. Die 
angenommene Entschließung 42 ist im Anhang bei- 
gefügt. 

Abg. Dr. Schulz (Berlin) (SPD) ergriff auch das 
Wort in der anschließenden Debatte über den Be- 
richt des Politischen Ausschusses betr. die politi- 
schen Folgen der sowjetischen Intervention im Mit- 
telmeer, und meinte, man müsse den optimistischen 
Entspannungsreden mißtrauen, solange es überall in 
der Welt Unruhe und Spannungen gebe und keine 
Autorität, die eine vernünftige Lösung durchsetzen 
könne; die UNO habe im israelisch-arabischen Kon- 
flikt offensichtlich versagt. Er billige den Vorschlag 
des Berichterstatters, einen Sonderstatus für die von 
Israel besetzten Gebiete zu schaffen, weil nur so die 
Grenzen Israels gesichert und das unmenschliche 
Flüchtlingsproblem gelöst werden könne. In dieser 
gefährlichen Situation habe es sich wieder einmal 
deutlich erwiesen, wie dringlich die europäische 
Einigung sei, denn keine der europäischen Institutio- 
nen habe es vermocht oder auch nur ernsthaft ver- 
sucht, als Vermittler aufzutreten, und solange 
Europa selbst nicht zusammengefunden habe, sei es 
schwer, andere Völker zur Verständigung aufzu- 
rufen. 

Zum Abschluß der Debatte machte der Ausschuß- 
vorsitzende Abg. Blumenfeld (CDU/CSU) auf die 
Verantwortung aufmerksam, die die Sowjetunion 
für die Beilegung des Konfliktes trage; nur sie 
könne versuchen, die arabischen Staaten vom 
Wunschdenken zur Wirklichkeit zurückzuführen. In 
der Empfehlung 185 (siehe Anlage) werden Vor- 
schläge gemacht, wie die WEU zur Beilegung des 
Konfliktes beitragen könne. 

Der Verteidigungsausschuß legte der Versamm- 
lung einen Bericht über die politische Organisation 
der Verteidigung Europas vor; in seinem Diskus- 
sionsbeitrag ging Abg. Lemmrich (CDU/CSU) davon 
aus, daß die sowjetischen Bemühungen um die Mo- 
dernisierung der Rüstung die westeuropäischen Län- 
der zu neuen Anstrengungen und zu einer politi- 
schen Organisation ihrer Verteidigung zwingen; 
leider sei die Bereitschaft mancher Staaten zu ge- 
meinsamer Planung und Produktion jedoch nicht 
sehr überzeugend. Auch der WEU sei es noch nicht 
gelungen, die Standardisierung der Waffen weiter 
vorzutreiben, und die Bereitschaft z. B. der britischen 
Regierung, ihr Bekenntnis zu Europa ernst zu neh- 
men, erscheine ihm nach manchen Äußerungen briti- 
scher Politiker doch recht zweifelhaft. 

Abg. Lenze (CDU/CSU) vertrat die Meinung, daß 
der Westen zwar nicht mit einer unmittelbaren, aber 
einer langfristigen Bedrohung aus dem Osten rech- 
nen müsse und daß eine der am dringendsten zu 
lösenden Aufgaben die Standardisierung der Rü- 
| stungen sei, sowohl um sich eine dem Osten gleich- 
| wertige Streitmacht zu schaffen als auch um die 
| Staatsfinanzen der Mitgliedsländer nicht zu sehr zu 
belasten. Die politische Organisation der Verteidi- 
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gung setze aber die politische Einigung voraus, so- 
wohl um nach außen stark zu sein wie auch um in 
der NATO ein von den Amerikanern ernst genom- 
mener Partner zu sein. Dann werde es auch Moskau 
unterlassen, die Mitglieder der NATO gegeneinan- 
der auszuspielen. Im Hinblick auf Griechenland und 
Portugal halte er es für richtig, vorsichtig zu taktie- 
ren, da beide Länder im Sicherheitssystem der west- 
lichen Welt eine nicht zu unterschätzende Bedeutung 
hätten. 

Wiedergewählt wurden Abg. Blumenfeld (CDU/ 
CSU) zum Vorsitzenden des politischen Ausschusses 
und Abg. Dr. Schulz (Berlin) (SPD) zum Vorsitzen- 
den des Ausschusses für die Beziehungen zu den 
Parlamenten. Zu stellvertretenden Vorsitzenden 
wurden gewählt im Geschäftsordnungsausschuß 
Abg. Dr. Kempfier (CDU/CSU) und im Ausschuß für 
Wissenschaft, Technologie und Raumforschung Abg. 
Flämig (SPD). 


Bonn, den 5. Juli 1969 


Der Sprecher der deutschen Delegation 

Dr. Schulz (Berlin) 

Der stellvertretende Sprecher 

Dr. Serres 


Der Präsident der Versammlung der Westeuro- 
päischen Union M. Housiaux, sandte dem Präsiden- 
ten des Deutschen Bundestages, Herrn von Hassel, 
die von der Versammlung zur Weiterleitung an die 
nationalen Parlamente ausgewählten Texte. Sie sind 
in deutscher Übersetzung als Anlage beigefügt. 
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Anlage 


(Übersetzung) 

Versammlung der Westeuropäischen Union 

43, av. du President Wilson, Paris (16e), Carnot 08-00, Uneurop-Paris 


Der Präsident 


20. Juni 1969 


An den 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Herrn Kai-Uwe von Hassel 

Bonn 


Sehr geehrter Herr Präsident! 

Ich beehre mich, Ihnen hiermit die Texte von drei Empfehlungen und 
einer Entschließung zu übersenden, die von der Versammlung der 
Westeuropäischen Union während des Ersten Teils ihrer 15. Ordent- 
lichen Sitzungsperiode vom 17. bis 19. Juni 1969 in Paris angenommen 
wurden: 

Empfehlung 181 über die Aussichten der wissenschaftlichen und 
technischen Zusammenarbeit — Entwicklung der europäischen 
Raumfahrt 

Empfehlung 184 über die Ost-West-Beziehungen 

Empfehlung 185 über die politischen Folgen der sowjetischen 
Intervention im Mittelmeer 

Entschließung 42 über die Schaffung von Ausschüssen oder 
Arbeitsgruppen für europäische Fragen in den Parlamenten der 
europäischen Staaten. 

Diese Texte dürften für Ihr Parlament von Interesse sein. Die Ver- 
sammlung brachte den Wunsch zum Ausdruck, daß sie zum Gegen- 
stand von Fragen oder Interpellationen im Plenum oder in den Aus- 
schüssen gemacht würden. 


Mit dem Ausdruck meiner vorzüglichen Hochachtung 

G. HOUSIAUX 
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Empfehlung 181 

über die Aussichten der wissenschaftlichen und technischen 
Zusammenarbeit 

Die Entwicklung der europäischen Raumfahrt 

(angenommen am 17. Juni 1969) 


Die Versammlung, 

ist davon überzeugt, daß die technologische Zu- 
sammenarbeit zwischen den Mitgliedsländern eine 
wesentliche Bedingung für das Gedeihen, die Sicher- 
heit und sogar das überleben Europas ist; 

bedauert, daß diese Zusammenarbeit nur zu oft 
als zweitrangig im Vergleich zur nationalen aus- 
wärtigen Politik betrachtet worden ist; 

ist sich der gegenseitigen Abhängigkeit der wich- 
tigsten Sektoren der höheren Technologie bewußt, 
ebenso wie der kumulierenden Auswirkungen und 
der kostspieligen Folgen der Krisen in den euro- 
päischen Raumforschungsorganisationen; 

glaubt, daß es notwendig ist, eine europäische 
Vereinbarung über einen ins einzelne gehenden und 
genauen Text für die endgültigen Ubereinkommens- 
entwürfe im Hinblick auf die Verhandlungen mit 
INTELSAT im November 1969 zu erreichen; 

Empfiehlt dem Rat 

1. sich an die Regierungen der Mitgliedsländer zu 
wenden, um sie zu bewegen, mehr als in der 
Vergangenheit auf allen Sektoren der höheren 
Technologie zusammenzuarbeiten; 


2. zu fördern 

a) die zügige Durchführung der Empfehlungen 
der Aigrain-Gruppe und des Komitees der 
hohen Beamten der europäischen Raumfahrt- 
konferenz sowie die Herstellung einer Ver- 
bindung zwischen den beiden Stellen; 

b) die Einberufung einer C.E.T.S, -Konferenz mit 
dem Ziel der Annahme einer vollständigen 
Liste von endgültigen Übereinkommensent- 
würfen für die Verhandlungen mit INTELSAT, 
um den europäischen Raumfahrtorganisatio- 
nen nützliche und rentierende Aufgaben auf 
dem Gebiet der Nachrichtenübermittlung 
durch Satelliten zu sichern; 

c) die uneingeschränkte Teilnahme aller Mit- 
gliedstaaten an der Schaffung eines inter- 
nationalen Wissenschafts- und Technologie- 
institutes; 

d) die Zusammenarbeit zwischen den euro- 
päischen und amerikanischen Raumfahrtorga- 
nisationen im Hinblick auf die Verwirklichung 
eines Hilfsprogramms für die Entwicklungs- 
länder, um ein von Satelliten übertragenes 
Fernsehsystem aufzubauen. 
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Empfehlung 184 
über die Ost-West-Beziehungen 

(angenommen am 18. Juni 1969) 


Die Versammlung, 

bedauert das sowjetische militärische Eingreifen 
in der Tschechoslowakei und die fortdauernde Sta- 
tionierung bewaffneter ausländischer Kräfte, deren 
Anwesenheit eine unerträgliche Bedrückung dar- 
stellt und die liberale Entwicklung in diesem Lande 
behindert; 

weist entschieden den Grundsatz zurück, nach dem 
die Sowjetunion das Recht habe, in die inneren An- 
gelegenheiten der Länder der angeblichen „sozia- 
listischen Gemeinschaft" einzugreifen, oder sich hin- 
ter die Artikel 53 und 107 der Charta der Vereinten 
Nationen zu verschanzen; 

erwägt, daß es keine wirkliche Entspannung ge- 
ben kann, ohne daß die Sicherheit Europas gewähr- 
leistet ist; 

ist sich dessen bewußt, daß eine Sicherheitskonfe- 
renz, die nicht zum Erfolg führen würde, die augen- 
blickliche Situation verschlechtern könnte anstatt sie 
zu verbessern; 

glaubt, daß die Aussichten der Rüstungsbegren- 
zung und die Suche nach Lösungen bei Konflikten 
außerhalb Europas im übereinstimmenden Interesse j 
der kleinen und der großen Mächte des Ostens wie 
des Westens Europas liegen; j 


; ist der Ansicht, daß die Vervielfältigung der wirt- 
schaftlichen, kulturellen und personellen Beziehun- 
gen zwischen den beiden Teilen Europas ein Mittel 
bleibt, um eine bessere Zukunft der europäischen 
Völker vorzubereiten; 

stellt endlich mit Befriedigung fest, daß der Rat 
in seiner Antwort auf die Empfehlung 169 einen 
analogen Standpunkt zum Ausdruck gebracht hat. 

Empfiehlt dem Rat 

1. weiterhin die Sowjetunion zu bedrängen, die 
durch die Invasion in der Tschechoslowakei ge- 

j schaffene Lage zu beenden; 

I 

2. weiterhin regelmäßig die Frage der Beziehungen 
mit Osteuropa in die Tagesordnung seiner Sit- 
zungen aufzunehmen; 

| 3. die Durchführung der in der Empfehlung 169 dar- 
gelegten Absichten weiter fortzusetzen; 

I 4. zu versuchen, eine gut vorbereitete europäische 
Sicherheitskonferenz zustande zu bringen, an der 

| sowohl die Vereinigten Staaten wie die Sowjet- 
union teilnehmen sollten; 

I 5. darauf zu beharren, daß so lange keine end- 
gültige Regelung in Europa getroffen werden 
kann, wie das Recht aller europäischen Völker, 
einschließlich des tschechoslowakischen Volkes, 
auf Selbstbestimmung nicht anerkannt sein wird. 
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Empfehlung 185 

über die politischen Folgen der sowjetischen Intervention im Mittelmeer 

(angenommen am 18. Juni 1969) 


Die Versammlung, j 

erinnert an ihre Empfehlung Nr. 177, seit deren 
Annahme der Aufbau einer sowjetischen Seemacht 
im östlichen Mittelmeer fortgesetzt wurde; 

ist sich der Wichtigkeit bewußt, die die Wieder- 
kehr des Friedens und der Stabilität im Vorderen 
Orient für Europa hat; 

ist der Meinung, daß eine dauerhafte Regelung im 
Vorderen Orient solange nicht möglich sein wird, 
wie die Tätigkeit der Guerillas andauert, das Flücht- 
lingsproblem nicht gelöst ist und die Lieferung von 
Rüstungsmaterial nicht aufhört; 

schätzt und unterstützt die Bemühungen der Vier 
Mächte um eine für beide Teile annehmbare und 
von den Vereinigten Nationen gebilligte Lösung; 

nimmt die Entscheidung des Rates, seine Beratun- 
gen über den Vorderen Orient fortzusetzen mit Ge- 
nugtuung zur Kenntnis und gibt der Hoffnung Aus- 
druck, daß alle Mtigliedstaaten der WEU künftig 
daran teilnehmen werden; 

ist endlich der Meinung, daß jede Regelung, um 
dauerhaft zu sein, eine schnelle wirtschaftliche und 
soziale Entwicklung im Vorderen Orient, dessen 
Hilfsquellen besser erschlossen werden können, er- 
möglichen muß; 

Empfiehlt dem Rat 

1. den von der NATO im Mittelmeer stationierten 
Seestreitkräften, „die auf Verlangen zusammen- 


gezogen werden können", seine Unterstützung 
zu gewähren und sich weiterhin alle notwendi- 
gen Maßnahmen abzusprechen, um der politi- 
schen und militärischen Bedrohung zu begegnen, 
die durch das Anwachsen der sowjetischen Flotte 
bedingt ist; 

2. das Recht und die Pflicht der westlichen Länder 
zur Verteidigung ihrer berechtigten Interessen 
im östlichen Mittelmeer erneut zu bestätigen und 
die Frage des Friedens im Vorderen Orient auf 
der Tagesordnung seiner Beratungen zu behal- 
ten; 

3. mit allen seinen verfügbaren Mitteln die Bemü- 
hungen zu unterstützen, die eine dauerhafte Re- 
gelung im Vorderen Orient mit Hilfe der Verein- 
ten Nationen, von Viererverhandlungen und je- 
der anderen geeigneten Maßnahme herbeiführen 
können; 

4. zusammen mit den Vereinigten Staaten und der 
Sowjetunion nach Mitteln zu suchen, um dem 
Rüstungswettlauf im Vorderen Orient zu begeg- 
nen; 

5. die LIilfeleistungen der Mitgliedsländer so zu 
koordinieren, daß sie wirksam zur Lösung des 
Flüchtlingsproblems und zur beschleunigten Er- 
schließung der wirtschaftlichen Hilfsquellen die- 
ser Gegenden zum Gedeihen aller Völker des 
Vorderen Orients beitragen. 
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Entschließung 42 

über die Schaffung von Ausschüssen oder Arbeitsgruppen 
für europäische Fragen in den Parlamenten der europäischen Staaten 

(angenommen am 18. Juni 1969) 


Die Versammlung, 

bezieht sich auf ihre Entschließung Nr. 29; 

ist der Meinung, daß die Arbeiten der nationalen 
Parlamente auf dem Gebiet der europäischen Politik 
in den internationalen Versammlungen besser be- 
kannt sein sollten; 

gibt dem Wunsch Ausdruck, daß die Behandlung 
der europäischen Fragen in den internationalen Ver- 
sammlungen von den Parlamenten besser verfolgt 
werden kann; 

ist der Meinung, daß die parallelen Bemühungen 
der europäischen und nationalen Parlamente ent- 
scheidend dazu beitragen können, die Entstehung 
eines neuen Europa vorzubereiten; 

fordert die Parlamente der Mitgliedstaaten der WEU 
auf: 

1 . einen Ausschuß oder gegebenenfalls Studien- 
gruppen für europäische Angelegenheiten in 
jeder Kammer zu bilden; 

2. bei ihrer Regierung darauf zu dringen, daß sie 
einen Halbjahres- oder mindestens Jahresbericht 
über die Tätigkeit der WEU vorlegt. 
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